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Kita-Beiträge in Karlsruhe: Für eine faire Staffelung ohne 
Klippen 
1. Ausgangslage 
Die Geschwisterkindregelung wird stufenweise abgebaut (30 % seit Januar 2026, 50 % ab 
September 2026). Die vollständige Abschaffung bis September 2027 ist noch nicht beschlossen. 
Der Gemeinderat hat sie an ein alternatives Entlastungssystem geknüpft. 
In der aktuellen Diskussion zeichnet sich ab, dass am bestehenden System der wirtschaftlichen 
Jugendhilfe festgehalten und es punktuell weiterentwickelt werden soll – etwa um eine einzelne 
zusätzliche Zuschussstufe und Vereinfachungen bei der Antragstellung. Die Beschlussfassung im 
Gemeinderat ist für Frühjahr 2027 vorgesehen. 
Wir begrüßen diese Richtung und tragen sie mit. Unser Ziel geht darüber hinaus: ein 
einkommensgestaffeltes Gebührenmodell, bei dem Familien von vornherein Beiträge 
entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit zahlen. Die Weiterentwicklung des Zuschusssystems 
ist für uns der Weg dorthin, nicht das Ziel. Dieses Papier zeigt, warum und welche zusätzlichen 
Positionen die Volt-Fraktion einbringt. 

2. Das Problem: Klippen, Antragslücke, Systemgrenzen 
Zum Verständnis: Bei der wirtschaftlichen Jugendhilfe wird das anrechenbare Einkommen einer 
Familie gegen Einkommensgrenzen (EKG) geprüft. EKG1 ist die gesetzliche Grenze – wer 
darunter liegt, erhält den Beitrag voll erstattet. Karlsruhe hat per Gemeinderatsbeschluss zwei 
erweiterte Grenzen eingeführt: EKG3 (= EKG1 × 1,2; ebenfalls 100 % Zuschuss) und EKG4 (= 
EKG1 × 1,3; 50 % Zuschuss). Wer über EKG4 liegt, erhält nichts. Eine Stufe EKG2 wird in 
Karlsruhe nicht verwendet; die Nummerierung folgt der Verwaltungssystematik. 

Klippen im Stufensystem 
An jeder Stufengrenze entsteht eine Klippe, an der ein geringer Einkommenszuwachs hunderte 
Euro monatliche Mehrkosten auslöst. 
Klippe EKG3 (100 % → 50 %): Eine 4-Personen-Familie mit zwei Kita-Kindern erhält 100 % 
Zuschuss. Ein Elternteil bekommt eine Tariferhöhung von 50 € netto. Ergebnis: 50 € mehr 
Gehalt = 406 € weniger am Monatsende. 
Klippe EKG4 (50 % → 0 %): Eine 4-Personen-Familie mit zwei Kita-Kindern erhält 50 % 
Zuschuss. Ein Elternteil macht Überstunden (+70 € netto). Ergebnis: 70 € mehr Gehalt = 386 € 
weniger am Monatsende. 
An jeder Klippe springen die Kita-Kosten bei zwei Kindern um 456 € pro Monat (über 5.400 € 
pro Jahr). Uns sind Fälle bekannt, in denen Familien bereits heute ihre Arbeitszeit bewusst 
reduzieren, um zuschussberechtigt zu bleiben. 
Die Klippe zwischen 100 % und 50 % bestand schon vor dem Wegfall der 
Geschwisterkindregelung. Sie war ein bestehendes Defizit. Durch den Wegfall steigen die 
absoluten Beträge an den Klippen, was das Problem verschärft. Eine einzelne zusätzliche 
Stufe (etwa 25 %) würde nur die untere Klippe (50 % → 0 %) adressieren. Die obere Klippe 
(100 % → 50 %) bliebe unberührt. Wenn wir das System ohnehin reformieren, sollten wir beide 
Klippen angehen. 

Antragslücke 



Derzeit werden in rund 1.600 Fällen (Stand 2025, nur Kita-Bereich) Beiträge ganz oder hälftig 
übernommen – bei insgesamt ca. 11.500 Kita-Kindern. Es ist davon auszugehen, dass deutlich 
mehr Familien anspruchsberechtigt wären, aber keinen Antrag stellen. Die Gründe sind 
nachvollziehbar: 

• Komplexes Antragsverfahren mit umfangreichen Einzelbelegen (Gehaltsnachweise 
mehrerer Monate, Versicherungs- und Mietnachweise u. a.), derzeit nur auf Deutsch 
verfügbar 

• Eltern können vorab nicht einschätzen, ob und in welcher Höhe sie berechtigt sind 
• Bearbeitungsdauer von Monaten – in dieser Zeit müssen Familien den vollen Beitrag 

vorstrecken 
Verbesserungen bei Zugänglichkeit und Verständlichkeit sind angekündigt und gehen in die 
richtige Richtung, ändern aber nichts am Grundproblem: Ein System, das einen großen Teil der 
berechtigten Familien nicht erreicht, erfüllt seinen Zweck nur eingeschränkt. 

Strukturelle Grenzen des Zuschusssystems 
Zu Recht wird betont, dass im bestehenden System die Träger keine Einkommensprüfung 
durchführen und innerhalb der Kita keine soziale Kategorisierung stattfindet. Das ist ein echter 
Vorteil, den jedes künftige Modell erhalten sollte. Gleichzeitig hat das System strukturelle 
Grenzen: 

• Jede Entlastung ist eine Ausgabe für die Stadt. Anders als ein gestaffeltes 
Gebührenmodell kann das Zuschusssystem keine höheren Beiträge von 
einkommensstarken Haushalten vorsehen. 

• Die erweiterten Stufen (EKG3, EKG4 und darüber) sind freiwillige Leistungen, die im 
nächsten Haushalt gestrichen werden können. 

• Die wirtschaftliche Jugendhilfe kennt nur Anträge pro Kind (§ 90 SGB VIII). Bei einer 
Familie mit Kind A und Kind B gilt: Im Antrag für Kind A werden die Kita-Kosten von Kind 
B als besondere Belastung angerechnet und umgekehrt. Jeder Antrag setzt den jeweils 
anderen voraus. Auch ein zusammengefasster Antrag für Geschwister würde diese 
Einzelkind-Systematik nicht beseitigen. 

• Die Elternbeiträge unterscheiden sich je nach Träger erheblich: Ein städtischer 
Ganztagsplatz kostet seit 01.01.2026 456 €/Monat, bei freien Trägern liegen die Beiträge 
teils deutlich höher (z. B. AWO 514 €, Pro Liberis 491 €). Familien zahlen für denselben 
Betreuungsumfang unterschiedlich viel, je nachdem, wo sie einen Platz bekommen 
haben. 

3. Modellrechnungen: 8 Karlsruher Familienkonstellationen 
Annahmen: Kita-Beitrag 456 €/Kind (städtischer Ganztagsplatz, Stand 01.01.2026), ohne Geschwisterkindregelung. 
HH-Netto = Nettoeinkommen beider Elternteile + Kindergeld + ggf. Kindesunterhalt. Das anrechenbare Einkommen im 
Zuschussverfahren liegt durch gesetzliche Abzüge und Freibeträge niedriger. 
Familie HH-Netto Stufe Zuschuss Kita-Eigenanteil 
A: Alleinerziehende Erzieherin, 2 Kinder 2.710 € EKG1 100 % 0 € 
B: Facharbeiter + Minijob, 2 Kinder 3.230 € EKG1 100 % 0 € 
C: Doppelverdiener Teilzeit, 2 Kinder 4.560 € EKG3 100 % 0 € 
D: Ingenieur + Lehrerin, 3 Kinder 6.565 € >EKG4 0 % 912 € 
E: Krankenpflegerin + Lagerarbeiter, 2 
Kinder 

4.860 € EKG3 100 % 0 € 

F: Wie E, +50 € Gehaltserhöhung 4.910 € EKG4 50 % 456 € 
G: Verwaltungsangest. + IT-Techniker, 2 
Kinder 

5.190 € EKG4 50 % 456 € 

H: Wie G, +70 € Überstunden 5.260 € >EKG4 0 % 912 € 
Die Klippen-Paare E→F und G→H zeigen: Wenige Euro Einkommensunterschied entscheiden über hunderte Euro Kita-Kosten. 



Die folgende Grafik zeigt den Kita-Eigenanteil bei steigendem Einkommen im heutigen System 
und mit den von uns vorgeschlagenen Zwischenstufen: 

 
Lila: heutiges System mit zwei Klippen à 456 €. Grün gestrichelt: mit 75 %- und 25 %-Stufe – vier kleinere Stufen à 228 €. Die Lage 
der neuen Grenzen (EKG-Faktoren) ist illustrativ. 

4. Folgen der Klippen 
Fehlanreize gegen Erwerbstätigkeit. Für Familien nahe einer Stufengrenze ist es rational, eine 
Gehaltserhöhung abzulehnen, Überstunden zu vermeiden oder die Arbeitszeit zu reduzieren. Das 
trifft in der Praxis überwiegend Frauen, die ihre Stunden reduzieren, damit die Familienrechnung 
aufgeht. Das hat langfristige Folgen für Rente und Karriere. 
Keine Planbarkeit. Familien nahe der Grenze können nicht kalkulieren: Eine Tariferhöhung, ein 
Bonus oder ein Minijob des Partners kann die Kita-Kosten schlagartig verdoppeln. Wer einen 
Betreuungsvertrag unterschreibt, weiß nicht, was er in einem Jahr zahlt. 
Ungleichbehandlung fast identischer Familien. Familie E und Familie F unterscheiden sich 
um 50 € Monatseinkommen, aber um 456 € bei den Kita-Kosten. Zwei Familien in praktisch 
derselben Lebenslage werden stark unterschiedlich behandelt. Das ist mit dem Gedanken der 
Beitragsgerechtigkeit nicht vereinbar. 

5. Position der Volt-Fraktion 
Im Folgenden die Positionen, die die Volt-Fraktion in die Diskussion einbringt. 

A. Sofortmaßnahmen (bis September 2027) 
1. Zwei Zwischenstufen statt einer. Eine einzelne zusätzliche Stufe würde nur die untere Klippe 
abmildern. Wir fordern zwei Zwischenstufen – 75 % und 25 % –, um beide Klippen zu 
adressieren: 

Stufe Zuschuss Klippe (2 Kinder) 
EKG1 / EKG3 100 % – 
NEU: 75 % 75 % 228 € (statt 456 €) 
EKG4 50 % 228 € (statt 456 €) 
NEU: 25 % 25 % 228 € (statt 456 €) 
Über allen Grenzen 0 % 228 € (statt 456 €) 

 



Zur Kostenwirkung: Eine grobe Abschätzung auf Basis der verfügbaren Zahlen: Von den rund 
1.600 Bewilligungsfällen dürfte ein kleinerer Teil (geschätzt 240–400 Familien) in der 50 %-Stufe 
liegen; die Mehrheit erhält 100 % über den Direktanspruch bei Sozialleistungsbezug. Steigen 
diese Familien auf 75 % auf, entstehen Mehrkosten von grob 400.000–600.000 € pro Jahr (25 
Prozentpunkte × 456 € × 2 Kinder anteilig × 12 Monate), zuzüglich Neuzugängen knapp über 
EKG4. Diese Schätzung ist bewusst vorsichtig und ersetzt keine Verwaltungsrechnung. 
Entscheidend: Die EKG-Faktoren sind Stellschrauben. Sollte die Gesamtwirkung zusammen 
mit dem Wegfall der Geschwisterkindregelung nicht budgetneutral sein, können die Faktoren 
angepasst werden (z. B. EKG3 auf 1,15 × EKG1), sodass mehr Stufen mit schmaleren Bändern 
entstehen. Wir bitten die Verwaltung, diese Varianten durchzurechnen. 
2. Vereinfachte Einkommensprüfung. Statt der Einzelfallprüfung nach §§ 82 ff. SGB XII mit 
ihren umfangreichen Belegpflichten sollte eine vorhandene, standardisierte Einkommensangabe 
als Bemessungsgrundlage dienen, etwa aus der Jahreslohnsteuerbescheinigung (vom 
Arbeitgeber elektronisch an das Finanzamt gemeldet) oder dem Steuerbescheid (amtlich). Die 
konkreten Parameter müssten im Detail erarbeitet werden. Das Prinzip: Eltern legen ein 
Dokument vor, das sie bereits haben und das eine amtliche Grundlage hat. Der Prüfaufwand pro 
Fall sinkt erheblich. Das entlastet die ohnehin stark beanspruchte Sozial- und Jugendbehörde 
und verkürzt die Bearbeitungszeit für Familien, die derzeit über Monate den vollen Beitrag 
vorstrecken müssen, während sie auf ihren Bescheid warten. 
3. Mehrjährige Bewilligung. Derzeit muss der Zuschuss jedes Jahr neu beantragt werden. Wir 
schlagen vor, die Bewilligung mehrjährig auszusprechen, im Regelfall bis zum absehbaren Ende 
der Kita-Zeit. Eltern verpflichten sich im Gegenzug, wesentliche Änderungen ihrer 
Einkommenssituation zu melden (Meldepflicht, wie sie etwa beim Wohngeld etabliert ist). Das 
entlastet Familien und Verwaltung gleichermaßen: Statt jährlich alle Fälle neu zu prüfen, 
konzentriert sich die Sachbearbeitung auf Erst- und Änderungsanträge. 
4. Digitalisierung des Antragsverfahrens – inklusive Mehrsprachigkeit. Bei der 
angekündigten Optimierung des Online-Antrags sollten zwei Ziele mitgedacht werden: Erstens 
sollten die Antragsdaten ohne manuelle Zwischenschritte in die Berechnung fließen. Die 
Fachprüfung konzentriert sich dann auf Plausibilität und Belege statt auf Datenübertragung. 
Zweitens kann ein digitales Formular ohne Mehraufwand mehrsprachig ausgespielt werden. Das 
Formular sollte mindestens in den Sprachen verfügbar sein, die in Karlsruhes Kita-Elternschaft 
am häufigsten vertreten sind. Beides ist wichtig, weil die übrigen Maßnahmen (bessere 
Sichtbarkeit, zugänglichere Bezeichnungen) dazu führen werden, dass mehr berechtigte Familien 
Anträge stellen. Das ist das Ziel, welches aber nur tragbar ist, wenn der Aufwand pro Fall 
gleichzeitig sinkt. Gerade angesichts des Ressourcendrucks in der Verwaltung ist Digitalisierung 
Voraussetzung. 

B. Strukturelle Bedingungen (im GR-Beschluss verankern) 
Verbindliche Frist für das Zielmodell. Der Beschluss, der die neuen Zuschussstufen als 
Kompensation für den Wegfall der Geschwisterkindregelung einführt, sollte zugleich festlegen, 
bis wann die Verwaltung ein einkommensgestaffeltes Gebührenmodell (siehe Abschnitt C) 
vorlegt, z. B. innerhalb von zwei Jahren. Die Sofortkompensation und das Zieldatum gehören 
zusammen beschlossen. Ohne diese Verknüpfung wird dieses Provisorium zum Dauerzustand. 
Halbjährlicher Evaluationsbericht. Die Verwaltung sollte halbjährlich berichten: Antragszahlen 
und Bewilligungsquoten (aufgeschlüsselt nach Stufen), durchschnittliche Bearbeitungsdauer, 
Schätzung der Dunkelziffer nicht gestellter Anträge. Nur so lässt sich messen, ob das System die 
Familien erreicht. 

C. Ziel: Einkommensgestaffeltes Gebührenmodell 
Wir plädieren dafür, parallel die Entwicklung eines einkommensgestaffelten Gebührenmodells mit 
mehreren Stufen einzuleiten. Ein solches Modell staffelt die Gebühren selbst nach Einkommen, 
statt nachträglich zu bezuschussen. Drei Vorteile: 

• Die Klippen entfallen, wenn die Stufen eng genug gestaffelt sind. 



• Ein Gebührenmodell, bei dem obere Einkommensstufen höhere Beiträge zahlen, kann zur 
Finanzierung der Entlastung unterer Stufen beitragen. Das Zuschusssystem belastet 
dagegen ausschließlich den städtischen Haushalt. 

• Die Einzelkind-Systematik der wirtschaftlichen Jugendhilfe entfällt: Ein Gebührenmodell 
setzt direkt bei der Familie an. Der wechselseitige Verweis zwischen den Anträgen der 
Geschwisterkinder erübrigt sich. 

Voraussetzung ist eine Angleichung der Gebührensystematik zwischen den Trägern. Die 
heutigen Unterschiede (siehe Abschnitt 2) zeigen, wie nötig das ist. An der Beitragseinheitlichkeit 
wird bereits gearbeitet. Diese Prozesse sollten beschleunigt werden. Die Kindertagespflege in 
Karlsruhe arbeitet bereits mit sechs Einkommensstufen. Das zeigt, dass die Stadt ein solches 
System betreiben kann. 

D. Häufige Einwände und unsere Einordnung 
Einzelfallgerechtigkeit: Häufig wird argumentiert, dass nur die Einzelfallprüfung individuelle 
Lebenslagen berücksichtigt. Das stimmt zwar, aber es stellt sich die Frage, ob diese 
Differenzierung den Preis wert ist: ein Verfahren, das umfangreiche Belege erfordert und Monate 
dauert. Unser Vorschlag der vereinfachten Einkommensprüfung (Abschnitt A.2) erleichtert den 
Zugang, ohne auf eine Einkommensprüfung zu verzichten. 
Missbrauchsgefahr: Ein weiterer Einwand lautet, das bestehende System schütze vor 
Missbrauch – etwa davor, dass sich einkommensstarke Haushalte „arm rechnen“. Dem halten wir 
Folgendes entgegen: Das in Abschnitt A.2 vorgeschlagene Verfahren reduziert das 
Manipulationsrisiko erheblich, da die Angaben nicht von den Eltern selbst zusammengestellt 
werden. Aufwändige Stichprobenkontrollen wären dann weitgehend verzichtbar und nötig nur für 
die Frage der Vollständigkeit (etwa ein verschwiegenes Zweiteinkommen). Für diesen 
Restbereich gilt: Für eine angenommene Fehlerquote von 5 % genügen nach der 
Stichprobenrechnung für Anteile (n = Z² × p × (1–p) / e²) rund 200 zufällige Prüfungen aus 11.500 
Fällen, um die Quote mit 95 % Sicherheit zu erkennen. Liegt sie darunter, übersteigt der Aufwand 
einer Vollprüfung den Schaden bei Weitem. Vermögen kann eine Kommune ohnehin nicht 
systematisch prüfen. Das kann auch das heutige Verfahren nicht. Dieses Argument trifft also 
beide Systeme gleichermaßen und spricht nicht gegen die Vereinfachung. 

6. Zusammenfassung 
Unser Ziel ist ein einkommensgestaffeltes Gebührenmodell, bei dem Familien von vornherein 
Beiträge entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit zahlen. Ohne Klippen, ohne Antragshürden, ohne 
monatelanges Vorstrecken. Auf dem Weg dorthin tragen wir die Weiterentwicklung des 
Zuschusssystems mit und bringen zusätzlich ein: zwei Zwischenstufen (75 % und 25 %), die 
beide Klippen entschärfen, eine vereinfachte Einkommensprüfung auf Basis vorhandener 
standardisierter Dokumente, mehrjährige Bewilligungen mit Meldepflicht, die Digitalisierung des 
Antragsverfahrens inklusive Mehrsprachigkeit sowie einen halbjährlichen Evaluationsbericht. Die 
verbindliche Frist für das Zielmodell im selben GR-Beschluss ist die Bedingung, unter der wir der 
Zwischenlösung zustimmen. 


